



































# 2008/12 – November 2008  
Welcome Back, America? Die 






Bertelsmann Stiftung, josef.janning@bertelsmann.de  
Europa feiert den neuen US-Präsidenten. Mit Barack Obama sollen die 
transatlantischen Beziehungen wieder besser werden. Das geschieht 
nicht von allein. Die Amerikaner erwarten ein größeres Engagement der 
Europäer bei der Lösung internationaler Probleme. Um erfolgreich zu 
sein, müssen beide Partner gemeinsam eine neue und geduldige Politik 




Kein Zweifel, die Europäer haben den 
Wechsel in Washington erhofft. Es ent-
spricht den positiven Seiten ihres Ameri-
kabildes, wenn auf den evangelikalen 
Konservativen mit dem Tunnelblick auf 
die islamistische Terrorgefahr und einem 
unilateralen Politikstil nun ein Mann des 
internationalen Ausgleichs, der sozialen 
Balance und der Integration folgt. Barack 
Obama ist der „europäischste“ der Kandi-
daten dieses langen Wahlkampfs und doch 
einer, der aufgrund seiner Herkunft in den 
meisten Staaten Europas wohl kaum eine 
Chance gehabt hätte, zum Regierungschef 
gewählt zu werden. 
In Obama hat Europa seine Faszination für 
Amerika, für dessen Vitalität und Opt-
mismus wiederentdeckt; sie war in den 
Jahren seit dem Irak-Krieg fast erloschen. 
Umgekehrt haben die USA durch diesen 
Wahlkampf und durch die Entscheidung 
der Wähler für Barack Obama ungleich 
mehr gewonnen als nur einen neuen Prä-
sidenten: Amerika hat sich für die Augen 
der Welt neu erfunden und damit Erwar-
tungen geweckt, genährt und geschürt, die 
die zentrale Rolle der Vereinigten Staaten 
in der internationalen Politik neu und po-
sitiv einschätzen. Daraus entsteht Hand-
lungsspielraum für den kommenden Prä-
sidenten. Zugleich ist dies eine Herausfor-
derung, denn die amerikanische Weltpoli-
tik wird die hochgesteckten Erwartungen 












   
   
   
























Für Europa und seine politische Agenda 
bedeutet die Wahl Obamas die Chance auf 
eine substantielle Verdichtung der transat-
lantischen Beziehungen. Bereits die Bush-
Administration hatte in ihrer zweiten 
Amtszeit erkannt, dass mehr Gemeinsam-
keit mit Europa sinnvoll und hilfreich sein 
würde. Bush hatte als erster Präsident die 
EU in Brüssel besucht, die USA hatten das 
Engagement der großen Drei (Großbritan-
nien, Frankreich und Deutschland) im  
Iran-Konflikt nicht länger nur von außen 
betrachtet und die USA hatten gemeinsam 
mit Europa einen Prozess der Vertiefung 
eines gemeinsamen Wirtschaftsraumes 
begonnen. Trotz alldem blieben der Präsi-
dent und seine Regierung jedoch in jener 
Bunkermentalität gefangen, die amerika-
nische Weltpolitik seit dem 11. September 
2001 kennzeichnete. Trotz rhetorischer 
Konzilianz blieb Washingtons Politik fi-
xiert auf militärische Überlegenheit und 
interventionistische Strategien. 
 
Angesichts der in Europa verbreiteten 
Frustration über die Außen- und Allianz-
politik der Bush-Jahre hat eine Entfrem-
dung zwischen Amerika und Europa Raum 
gegriffen, die auch durch den betonten US-
Enthusiasmus einiger der neuen EU-
Mitglieder nicht ausgeglichen wird. Die 
öffentliche Meinung in der EU lehnt heute 
eine besondere amerikanische Führungs-
rolle ab, obwohl in der Beurteilung der 
großen Herausforderungen keine wesent-
lichen Unterschiede über den Atlantik be-




stellt. Das Ende 




päer sind offen für 
eine besonnene 
und engagierte 
Rolle der USA in 
der Welt. Barack 
Obama steht in 






windung ihrer negativen Seiten. 
 
Diese Chance kommt für Obama jedoch 
nicht ohne Vorbedingungen. Sein Amtsan-
tritt fällt zusammen mit der Einsicht in die 
Flüchtigkeit des „unipolaren Moments“, in 
dem Amerikas Stärke nicht herausgefor-
dert wurde. Heute wird in der Krise von 
Finanzsystem und Wirtschaft auch vielen 
Amerikanern bewusst, dass sie von der 
Welt so sehr abhängen wie die Welt von 
ihnen. In den USA selbst hängt viel an 




Ein Bündel voller 
Probleme 
Eine schwere politische Last wartet auf 
den Hoffnungsträger – die Bürde der Pro-
bleme hat ihn womöglich erst ins Amt ge-
tragen: Amerikas Konsumwirtschaft steckt 
in einer tiefen Krise, amerikanische 










   
   
   
























Verbraucher sind verschuldet wie keine 
andere Gesellschaft der Welt. Die Finanz-
krise hat die Verwundbarkeit dieses Wirt-
schaftsmodells offen gelegt. Der neue Prä-
sident muss einen Weg finden, die Wirt-
schaft zu beleben und zugleich zu ver-
nünftigem Wirtschaften zurückzufinden, 
makroökonomisch wie auf der Mikroebene 
der amerikanischen Haushalte. Er hat sich 
vorgenommen, das System sozialer 
Sicherheit grundlegend zu erneuern und 
muss es zugleich zukunftsfähig machen, 
denn die Aufwendungen werden mit dem 
Altern der Baby Boomer rapide wachsen. 
In beiden Bereichen können Dialog und 
Partnerschaft mit Europa hilfreich sein.  
 
Die Intervention der öffentlichen Hand in 
den Märkten sollte in enger transatlan-
tischer Abstimmung geschehen; sonst 
nimmt der Protektionismus zu und die 
Glaubwürdigkeit der internationalen Han-
delsinstitutionen schwindet. Die Wahrung 
der sozialen Balance ist eine Aufgabe, die 
sich Europäern wie Amerikanern 
gleichermaßen stellt. Beide Seiten täten 
gut daran, die Ansätze zu einer „Lernge-
meinschaft“ wieder aufzunehmen und zu 
vertiefen, die in den ersten Jahren dieses 
Jahrzehnts in der Reformdebatte durch die 




Auch die außenpolitische Sofortagenda des 
neuen Präsidenten enthält ungewöhnlich 
schwierige Aufgaben: Zwei militärisch ge-
führte Konflikte im Irak sowie in Afgha-
nistan sind einzuhegen oder zu beenden 
und der nukleare Poker mit Iran verlangt 
einen neuen Ansatz. Europa kann ange-
sichts des Drucks, unter dem Präsident 
Obama steht, keinen Freifahrtschein er-
warten. Der Publizist Thomas Friedman 
hat die Erwartungen der Amerikaner 
prägnant so zusammengefasst: „If you 
want Obama to succeed, though, don’t just 
show us the love, show us the money. 
Show us the troops. Show us the diplo-
matic effort. Show us the economic part-
nership. […] Because freedom is not free 
and your excuse for doing less than you 
could is leaving town in January.“  
 
III 
Die großen Drei 
unter Zugzwang 
Barack Obama wird die europäischen Ver-
bündeten unter Zugzwang setzen. Seine 
Regierung wird das Gefangenenlager auf 
Guantanamo schließen und den Rückzug 
aus dem Irak einleiten – nicht aufgrund 
der Haltung Europas, sondern aus eigenem 
Interesse. Mit Blick auf die innere Lage 
der USA wird Obama die Verteidigungs-
ausgaben deutlich kürzen, um Handlungs-
spielraum für seine sozialpolitische Agen-
da zu gewinnen und die Wirtschaft zu be-
leben – auch dies aus amerikanischem Ei-
geninteresse. 
 
Zugleich kann sich Obama nicht erlauben, 
in der amerikanischen Öffentlichkeit als 
schwach zu erscheinen. Deshalb hat er be-
reits ein verstärktes Engagement der USA 
in Afghanistan und Pakistan angekündigt 
und wird dazu deutliche Beiträge Europas 
einfordern. Unter den üblichen Bedin-
gungen transatlantischer Politik werden 
die Europäer, die überwiegend nicht an die 
Erreichbarkeit der Ziele dort mit militä-
rischen Mitteln glauben, gerade so viel tun 
wie sie angesichts ihrer Interessen an ei-
ner Stützung Obamas glauben tun zu müs-
sen, jedoch nicht so viel, dass in Amerika 
die alte Klage über die schwachen und 
säumigen Europäer verstummen müsste. 
Damit bliebe auch mit einem Präsidenten 
Obamas vieles, wenn nicht alles beim Al-
ten. Helga Haftendorn erwartet deshalb: 
„Das weltpolitische Geschehen wird [den 
amerikanischen Präsidenten] zu Entschei-
dungen zwingen, die den europäischen 
Präferenzen und Prioritäten widerspre-
chen.“ 
 
Wenn Europa jedoch einen neuen Auf-
bruch will, können die EU-Staaten nicht 










   
   
   
























zu setzen, sollten sie aktiv teilnehmen 
wollen am anstehenden Entwurf der 
außenpolitischen Grundsätze und Ziele der 
Obama-Präsidentschaft. Dazu müssen sie 
jetzt das Maß ihrer wechselseitigen Ab-
stimmung verstärken, insbesondere unter 
den außenpolitisch besonders exponierten 
EU-Mitgliedern Großbritannien, Frank-
reich und Deutschland. Allen drei Staaten 
stehen Regierungschefs vor, die ein offe-
nes und positives Bild von den Vereinigten 
Staaten verbindet.  
 
Gordon Brown, Nicolas Sarkozy und Ange-
la Merkel haben es in der Hand, Washing-
ton frühzeitig und kohärent über die Inte-
ressen und Präferenzen Europas zu infor-
mieren und an der Entwicklung einer 
Obama-Doktrin mit zu formulieren. Deren 
Eckpunkte sollten den Verzicht auf die Er-
zwingung westlicher Ordnungsmodelle, 
die Bereitschaft zu räumlich und zeitlich 
begrenzter Intervention, die Aktivierung 
der internationalen Institutionen sowie die 
















Dies wäre das 
stärkste Symbol 
für einen neuen 
Anfang. Kaum 
ein Konflikt 
würde sich so sehr dafür eignen wie der 
Konflikt zwischen Israelis und Palästinen-
sern. Bill Clinton und George Bush haben 
sich dieser Aufgabe erst im letzten Jahr 
ihrer Amtszeit gestellt und sind an ihrer 
ablaufenden Zeit zur Bewältigung der 
Komplexität im Nahen Osten gescheitert. 
Barack Obama hat die Chance, Frieden für 
den Nahen Osten in der ersten Hälfte sei-
ner kommenden Amtsperiode anzugehen; 
er hat sie jedoch nur, wenn er auf das 




Barack Obama wird kein bequemer Präsi-
dent für Europa sein. Sein Politikstil und 
seine Themen werden es den Europäern 
schwer machen, sich auf ihren Positionen 
auszuruhen. Dies gilt auch in den Berei-
chen, in denen die Übereinstimmung des 
Wahlprogramms mit den Präferenzen 
vieler Europäer besonders deutlich gewor-
den ist.  
 
Mit Obama kommt ein Präsident, der 
Energieeffizienz und Energieeinsparung 
über umweltpolitisch riskante neue Ölboh-
rungen stellt, der die Abhängigkeit von 
Energieimporten vermindern und erneuer-
bare Energien fördern will. Sein Programm 
hätte in Europa geschrieben worden sein 
können, so sehr entspricht es der europä-
ischen Beschlusslage zu Energieeffizienz 
und Klimaschutz. Obama hält den europä-
ischen Ansatz in der Klimapolitik, die 
Deckelung der Emissionen und die Han-
delbarkeit von Emissionsrechten für rich-










   
   
   
























„cap and trade“ auf die gesamte industria-
lisierte Welt nichts mehr im Wege. Nicht 
weniger wichtig für Europa ist die Bereit-
schaft Obamas, in der Klimapolitik mit den 
Europäern voranzugehen.  
 
Bisher hatten sich die USA geweigert, Re-
duktionsverpflichtungen einzugehen, so-
lange China und Indien nicht ebenfalls auf 
die Verminderung ihres Schadstoffaussto-
ßes verpflichtet würden. In beiden Berei-
chen wird der neue Präsident jedoch nicht 
einfach europäischen Initiativen beitreten. 
Die Innenpolitik der Vereinigten Staaten 
erwartet Führung, nicht Nachvollzug. 
 
So muss sich die europäische Energie- und 
Klimapolitik auf amerikanische Initiativen 
und entsprechende Führungsimpulse ein-
stellen. Hier Urheberschutz einzufordern, 
wäre politisch unklug. Gemeinsam sollten 
die EU-Staaten mit den USA ein Nachfol-
gekonzept für das Kyoto-Protokoll vorbe-
reiten, das im Dezember 2009 in Kopen-
hagen entschieden werden kann. Auf der 
Basis eigener Verpflichtungen und abge-
stimmter Initiativen zur Energieeffizienz 
wie zu CO2-Emissionen sollte dieses Kon-
zept die Bereitschaft kennzeichnen, selbst 
voranzuschreiten.  
“Gemeinsam ein Nach-
folgekonzept für Kyoto 
vorbereiten.” 
Amerikaner und Europäer könnten ein 
solches Programm mit Investitionsanrei-
zen für die transatlantische Wirtschaft und 
Energieinfrastruktur versehen, die auch 
konjunkturpolitische Signale setzen wür-
den. Geeignete Grundlage eines solchen 
Pakets wäre die 20/20/20 Formel der EU: 
20% mehr Energieeffizienz, 20% weniger 
CO2-Emissionen und 20% mehr erneuerba-
re Energien bis 2020. Wie die EU so könn-
ten auch die USA eine Bereitschaft zur Er-
höhung dieser Werte von der Beteiligung 
weiterer Staaten abhängig machen und 
gemeinsam die rasch wachsenden Wirt-





Die Finanzkrise als 
Katalysator 
Neben diesen Prioritäten transatlantischer 
Politik wird die globale Finanzkrise mit 
ihren heute noch nicht absehbaren Folgen 
für Wirtschaft, Gesellschaft und Politik in 
vielen Teilen der Welt zur „Gründungskri-
se“ der Präsidentschaft Barack Obamas. 
 
Ihre Herausforderungen und seine Erfolge 
werden die Amtszeit des 44. US-
Präsidenten prägen. Die Erfahrungen mit 
Europa und anderen Akteuren in der Kri-
senbewältigung werden die Weltsicht der 
amerikanischen Regierung wahrscheinlich 
stärker prägen als die Festlegungen im 
Wahlkampf. Es liegt deshalb auch in den 
Händen der EU-Staaten, ob die Perspektive 
eines transatlantischen Wirtschaftsraums 
in der Krise an Kontur und Substanz ge-
winnt.  
 
Die Notwendigkeit zur Intervention im Fi-
nanzsektor bietet die Chance, die Annähe-
rung der Wirtschaftspolitiken vor 
allem im Bereich der Regulierung („re-
gulatory convergence“) zu vertiefen. Die-
ses Projekt von EU und USA ist in den zu-
rückliegenden beiden Jahren weitgehend 
aus der öffentlichen Aufmerksamkeit ver-
schwunden.  
 
Die Steuerungsaufgabe der Politik in der 
Finanzkrise bringt die Bedeutung wirt-
schaftlicher Integration zurück: ei-
nerseits, weil sich so ein Interventions-
wettlauf zulasten offener Märkte verhin-
dern lässt, andererseits, weil die Konver-
genz der wirtschaftspolitischen Regeln 
beiderseits des Atlantiks auch ein Potenti-
al für wirtschaftliches Wachstum und 
mehr Beschäftigung besitzt. Vor diesem 
Hintergrund könnten die USA und die EU 
auch zu einer Belebung der WTO-
Verhandlungen beitragen. Nur gemeinsam 
dürfte beispielsweise die notwendige Re-
duzierung bzw. Abschaffung der Export-










   
   
   
























umzusetzen sein. Die Entwicklung des 
Preisniveaus auf den Weltmärkten eröffnet 
ein Fenster für transatlantische Initiativen 
in diesem Bereich, das beide Seiten nutzen 
sollten. 
 
Wie in jeder Krise steckt auch in der Welt-
finanzkrise eine Chance: Amerika unter 
Obama wird eher verstehen, dass die Zeit 
überragender Dominanz der USA und des 
Westens zu Ende gegangen ist. Dass der 
Starke nicht am mächtigsten allein ist, 
sondern Stärke in der globalisierten Welt 




sam mit anderen zu 
gestalten; interna-
tionale Instrumen-
te zu schaffen und 
zu pflegen und 
nach Regeln zu 
akzeptieren, die für 
alle gelten, anstatt 
sich außerhalb des 
Regelwerks zu 
stellen. Ohne eine 
aktive und eigene 
Strategie der USA 
wie Europas wird 
die große Verschie-
bung von Macht hin 
zu den neuen 
Akteuren der Welt-








men wie es ist und 
nicht, wie Amerikaner und Europäer es 
gern hätten. Dies bedeutet vor allem, Sta-
tus- und Konsulationsansprüche Moskaus 
ernst zu nehmen, ohne Russland damit ein 
Veto in EU oder NATO einzuräumen, die 
Partnerschaftsstrategie auch unter un-
günstigen Voraussetzungen konsequent zu 
verfolgen und die gemeinsamen Interessen 
im Bereich der Sicherheit und der Rüs-
tungskontrolle zu nutzen. 
 
 China in den gewaltigen Herausfor-
derungen der wirtschaftlichen und sozia-
len Modernisierung des Landes konstruk-
tiv begleiten, kompatible Wege zur Siche-
rung der Energiebasis des Landes beför-
dern und seine insgesamt moderate 
Außenpolitik positiv aufnehmen. 
 
 Indien nicht machtpolitisch instrumen-
talisieren, sondern als prinzipiell koopera-
tive Macht integrieren, seinen Entwick-
lungsbedarf anerkennen und Indiens 
Innovationspotential für den Klimaschutz 
nutzen. 
 
Diese Akteure wie auch andere Schlüssel-
staaten der internationalen Ordnung soll-
ten durch Amerikaner wie Europäer in ein 










   
   
   
























werden, vergleichbar den Anstrengungen, 
die im transatlantischen Verhältnis über 
viele Jahre zur Sicherung des gegenseiti-
gen Verständnisses unternommen worden 
sind. Für die USA wäre dies eine tiefge-
hende Veränderung ihres machtpoliti-
schen Verständnisses, die politischen Mut 
erfordert. Die Europäer sollten ihrerseits 
alles tun, um die Rückkehr der Vereinig-
ten Staaten zu einer aktiven Rolle in den 
internationalen Institutionen und Ver-
handlungsprozessen zu stärken. 
“Neue Mächte 
einbinden.” 
In der Geschichte waren Zeiten bedeuten-
der Machtverschiebungen zugleich 
Epochen des Krieges und der Gewalt. We-
der die Vereinigten Staaten von Amerika 
und schon gar nicht die Europäische Union 
werden die Rückkehr Chinas, Indiens und 
Russlands sowie den Aufstieg Brasiliens 
und anderer regionaler Großmächte ver-
hindern können. Für beide kommt es 
vielmehr darauf an, diese Mächte in einer 
kooperativen Balance zu halten. Erst dann 
werden Lösungen für die Gestaltungsauf-
gaben der globalisierten Welt nachhaltig 
zu verankern sein. 
 
Barack Obama besitzt für viele in Europa 
die Voraussetzungen, auch diese Aufgabe 
kooperativer Führung zu schultern: Sein 
Weltbild, seine Erfahrungen, seine Über-
zeugungen und sein Stil besitzen mehr 
Anknüpfungspunkte für Europa als bei 
den meisten seiner Vorgänger seit John F. 
Kennedy. Nicht, weil er europäisch dächte, 
sondern weil es seinem Entwurf des ame-
rikanischen Interesses in der Welt ent-
spricht. Europas Politik sollte diese Gele-
genheit nutzen. Ein aktives Zugehen der 
Europäer, insbesondere Großbritanniens, 
Frankreichs und Deutschlands, auf die 
kommende Regierung in Washington wäre 
ein deutliches Signal, dass auch Europa 
den 4. November 2008 als eine Chance 
zum Wandel begreift. Wenn Europa einig 
und aktiv wird, könnte Barack Obama der 
erste amerikanische Präsident sein, der 
die EU-Integration und die Europäische 
Union in allen ihren Teilen ohne Vorbehal-
te unterstützt.  
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